
Sozialgericht Freiburg 

Az.: S 9 SO 3069/11 

Verkündet 
am 13.03.2012 

Im Namen des Volkes 

Urteil 
in dem Rechtsstreit 

gesetzlich vertreten durch die Betreuerin 

-Kläger-

Proz.-Bev.

gegen 

Landkreis 

- Beklagter -

Die 9. Kammer des Sozialgerichts Freiburg 
hat auf Grund der mündlichen Verhandlung vom 13.03.2012 durch 
den Richter am Sozialgericht Bergmann als Vorsitzender 
fiir Recht erkannt: 

Die Klage wird abgewiesen. 

Der Beklagte hat die Hälfte der außergerichtlichen Kosten 
des Klägers zu erstatten. 
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Vermietern. Die Gewährung der Hilfe würde daher dem Nachranggrundsatz der Sozialhilfe 

widersprechen (§ 2 Abs. 1 SGB XII). 

Am 10.6.2011 erhob der Kläger die vorliegende weitere Klage zum Sozialgericht Freiburg. 

Der Kläger trägt vor, seine geistige Behinderung sei ursächlich fiir die eingeschränkte Teilhabe 

am Leben in der Gesellschaft, die sich unter anderem in seiner mangelnden Fähigkeit äußere, 

ohne Unterstützung eine Wohnung zu suchen, anzumieten und den Umzug zu organisieren. Dies 

werde vom Beklagten offenbar auch nicht bestritten. Dieser meine vielmehr, die Wohnungssuche 

sei Sache der Betreuerin. Das aber sei unzutreffend. Der rechtliche Betreuer dürfe, da die 

Betreuung einen Eingriff in die Handlungsfreiheit der betreuten Person darstelle, lediglich 

subsidiär tätig werden. Der Bundesgerichtshof (BGH) habe dies auf Seiten des Betreuungsrechts 

dahingehend präzisiert, dass die rechtliche Betreuung nur Tätigkeiten umfasse, welche 

erforderlich seien, um die Angelegenheiten des Betreuten rechtlich zu besorgen. Dagegen sei der 

Betreuer weder berechtigt noch verpflichtet, zur Rechtsfiirsorge nicht erforderliche tatsächliche 

Hilfeleistungen selbst zu erbringen. Der Betreuer habe diese allenfalls zu organisieren. Dies gelte 

insbesondere dann, wenn die tatsächliche Erbringung der Hilfe in die Zuständigkeit anderer 

Kostenträger, etwa der Sozialhilfe, falle. Dann erlaube es der Grundsatz der Subsidiarität der 

Sozialhilfe nicht etwa, auf ein Tätigwerden des Betreuers zu verweisen. Vorliegend gehe es um 

tatsächliche Tätigkeiten (Suche nach einer Wohnung und Dokumentation derselben). 

Der Kläger beantragt, 

den Bescheid des Beklagten vom 10.11.2010 m der Fassung des 

Widerspruchsbescheids vom 9.5.2011 aufzuheben und den Beklagten zu verurteilen, 

dem Kläger Leistungen der Eingliederungshilfe in Form einer Kostenzusage für 

ambulante aufsuchende Hilfe mit dem Ziel zu bewilligen, den Kläger bei der 

Wohnungssuche und deren Dokumentation zu unterstützen und zwar in dem 

Umfang, der nach der vom Beklagten an den Kläger gerichteten Aufforderung zur 

Senkung der Unterkunftskosten erforderlich ist. 
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Der Beklagte beantragt, 

die Klage abzuweisen. 

Er hält die angefochtene Entscheidung weiterhin für zutreffend. 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Verfahrens sowie des Verbringens der Beteiligten wird auf 

die vom Beklagten vorgelegten Verwaltungsakten (Az. 423.13, Bl. 1 bis 815, Az. 210.64 -

423.13, Bl. 1 bis 100 u. Az. 210.74, 2 Bde., Bl. 1 bis 252) sowie die Akten des Gerichts, Az. S 9 

SO 3069/ 11 und S 9 SO 1701/11 ER, verwiesen. 

Entscheidungsgründe 

Die Klage ist form- und fristgerecht erhoben. Sie ist auch im Übrigen zulässig und als 

kombinierte Anfechtungs- und Leistungsklage gern. § 54 Abs. 4 des Sozialgerichtsgesetzes 

(SGG) statthaft. 

Die Klage ist aber nicht begründet. 

Der geltend gemachte Anspruch scheitert entgegen der Auffassung des Beklagten allerdings 

nicht bereits daran, dass die tatsächliche Wohnungssuche und deren Dokumentation in der vom 

Beklagten in den Bewilligungsbescheiden beschriebenen Art und Weise, soweit der Kläger 

behinderungsbedingt dazu nicht im Stande ist, zu den Aufgaben der Betreuerin gehören würde. 

Die insoweit noch im Beschluss vom 27.4.2011 (Az. S 9 SO 1701/ 11 ER) vertretene 

Rechtsauffassung, wonach aus diesem Grund bereits nach dem Nachranggrundsatz (§ 2 Abs. 1 

SGB XII) Leistungen der Eingliederungshilfe der beantragten Art nicht in Betracht kommen, hält 

die Kammer ausdrücklich nicht aufrecht. Seinerzeit wurde verkannt, dass die Betreuung sich bei 

allen Aufgabenkreisen im Grundsatz auf Rechtsfürsorge beschränkt (§ 1901 Abs. 1 BGB) und 

lediglich diejenigen tatsächlichen Handlungen als notwendigen Annex umfasst, die ftir die 

Führung der rechtlichen Betreuung erforderlich sind (vgl. § 1897 Abs. 1 BGB). Dies entspricht 

der allgemeinen Meinung in der betreuungsrechtlichen Rechtsprechung und im Schrifttum (vgl. 

BGH-Urt. v. 2.12.2010, Az. III ZR 19/10, <juris>, dort Rnr. 19; ferner Bieg, in: jurisPK-BGB, 5. 
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A. 2010, § 1901 , Rnr. 4-6; Palandt/Diederichsen, BGB, 71. A. 2012, § 1901, Rnr. 1; Schwab, in: 

Münchener Kommentar zum BGB, 6. A. 2012, § 1901, Anm. 7,jew. m. w. N.). Dies erfordert im 

Einzelfall die Abgrenzung zwischen für die Rechtsfürsorge notwendigen tatsächlichen 
, 

Handlungen zur persönlichen Betreuung und sonstigen tatsächlichen Leistungen. Allein Erstere 

gehören zum Aufgabenkreis des Betreuers. Im Rahmen von Betreuungen für 

Wohnungsangelegenheiten wurde dies etwa verneint für die Besichtigung eines geeigneten 

Heims zwecks Prüfung und Auswahl gemeinsam mit dem Betreuten (LG Potsdam, Beschl. v. 

17.4.1 998, 5 T 625/97, <juris>) und für Erörterungen mit dem Betreuten über die adäquate 

zukünftige Wohnform und die Modalitäten zweckmäßiger Wohnungssuche (OLG Zweibrücken, 

Beschl. v. 15.8.2000, Az. 3 W 76/00, <juris>). Verglichen mit dem erstgenannten Fall erscheint 

die hier zu beurteilende tatsächliche Handlung (Auswertung von Anzeigenblättern, Meldung auf 

geeignete Anzeigen und Dokumentation der Ergebnisse) der rechtlichen Betreuung (Aushandeln 

und Abschluss des Mietvertrags) noch wesentlich weiter vorgelagert; der vom OLG 

Zweibrücken entschiedene Sachverhalt ist im Hinblick auf die Relevanz für die Rechtsfürsorge 

dem vorliegenden in etwa vergleichbar. Im Lichte der zitierten betreuungsgerichtlichen 

Rechtsprechung kann daher von einer der Sozialhilfe vorrangigen Zuständigkeit der Betreuerirr 

für die in den Bewilligungsbescheiden verlangten Such- und Dokumentationsbemühungen wohl 

nicht die Rede sein. 

Das Gericht teilt auch nicht die Auffassung der Beklagten, dass die begehrte Unterstützung bei 

der Wohnungssuche bereits ihrer Art nach nicht zu den Aufgaben der Eingliederungshilfe 

gehören könne. So umfasst der Leistungskatalog der Eingliederungshilfe gemäß § 55 Abs. 2 Nr. 

5 des Neunten Buches des Sozialgesetzbuches (SGB IX) i. V. m. § 54 Abs. 1 S. 1 SGB XII 

ausdrücklich Hilfen u. a. bei der Beschaffung einer Wohnung, die den besonderen Bedürfnissen 

des behinderten Menschen entspricht; den besonderen Bedürfuissen entspricht bei 

grundsicherungsberechtigten Personen nur eine Wohnung, die auch grundsicherungsrechtlich 

angemessen ist und den behinderten Menschen davor bewahrt, die Kosten der Unterkunft 

teilweise aus seiner für das Existenzminimum bestimmten Regelleistung bestreiten zu müssen. 

Die begehrte Unterstützung könnte auch eine Hilfe zur Förderung der Verständigung mit der 

Umwelt (§ 55 Abs. 2 Nr. 4 SGB IX) darstellen, denn der Kläger würde dadurch in die Lage 

versetzt, trotz seiner behinderungsbedingten Defizite die bei der Wohnungssuche und deren 

Dokumentation erforderlichen Kommunikationsprozesse zu bewältigen. 
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Ein Anspruch auf Leistungen der Eingliederungshilfe für Wohnungssuche und Dokumentation 

besteht aber deshalb nicht, da es der beantragten Unterstützung zur Erflillung der Aufgaben der 

Eingliederungshilfe nicht bedarf. Der Beklagte kann nämlich objektiv vom Kläger weitere 

Bemühungen - über die bereits von ihm und seine Betreuerirr veranlassten hinaus - nicht 

verlangen . 

Die Betreuerirr des Klägers hat in der Sitzung vom 13.3.2012 dargelegt, dass der Kläger seit 

seiner Geburt in wohnt und dort früher ungeachtet seiner Behinderungen 

Hilfstätigkeiten ftir die Gemeinde ausgeübt hat. Die daher herrührenden innerörtlichen Kontakte 

nutzt er zur Wohnungssuche, indem (teilweise unentgeltlich) Anzeigen im Mitteilungsblatt der 

Gemeinde geschaltet wurden, die Gemeinde erklärt hat, den Kläger bei Freiwerden des 

(begrenzten) gemeindlichen Wohnraums zu berücksichtigen und Bekannte des Klägers sich vor 

Ort umhören. Außerdem hat die Betreuerirr des Klägers ihn bei einer Seniorenwohnanlage in 

Müllheim angemeldet. Ein Umzug ist dem Kläger nach den nachvollziehbaren Darlegungen 

seiner Betreuerirr aufgrund seiner Behinderungen und seiner bisherigen Biografie nur innerhalb 

der Gemeinde zumutbar. Eine Ausnahme gilt lediglich für die Stadt Müllheim, die 

dem Kläger von Arztterminen bekannt ist, und wohin der Kläger zumutbarerweise zumindest in 

eine betreute Wohnform oder Seniorenwohnanlage umziehen könnte. 

Der Beklagte hat den behinderungsbedingten Einschränkungen des Klägers dadurch Rechnung 

zu tragen gesucht, dass er die Obliegenheit zur Senkung der Unterkunftskosten durch Umzug auf 

die nähere Umgebung von  (5 bis 8 Kilometer Entfernung) beschränkt hat. Nach 

Überzeugung der Kammer ist dem Kläger jedoch bereits ein Wegzug aus  nicht 

zumutbar. Dies wird zwar in den Bewilligungsbescheiden des Beklagten mit der Begründung 

verneint, dass der Kläger kein grundsätzliches Orientierungsdefizit habe und eine besondere 

Bindung an den Wohnort aufgrund der Inanspruchnahme eines sozialen Netzes nicht mehr 

bestehe, nachdem sich die früher unterstützende Nachbarin zurückgezogen habe. Dabei verkennt 

der Beklagte, dass für einen Menschen im Alter des Klägers und mit seinen geistigen und 

körperlichen Behinderungen, der sein gesamtes bisheriges Leben in der früher gemeinsam mit 

den Adoptiveltern bewohnten Wohnung in einer kleinen ländlichen Gemeinde wie  

verbracht hat, bereits der Auszug aus dieser Wohnung eine erhebliche psychosoziale Belastung 

darstellt. Auch dürfte die Nachbarin nicht die einzige Kontaktperson des früher als 

Gemeindearbeiter tätigen Klägers im Ort darstellen, abgesehen davon, dass seine seelische 
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Bindung an den alleinigen bisherigen Wohnort nicht ausschließlich über soziale Kontakte, 

sondern gleichwertig durch die Örtlichkeit an sich und ihre Vertrautheit vermittelt wird. Vor 

diesem Hintergrund hat die Betreuerin plausibel dargelegt, dass ein unfreiwilliger Umzug in eine . 
andere Gemeinde (mit Ausnahme eines solchen in eine betreute Wohnform in Müllheim) den 

Kläger in einer unzumutbaren Weise belasten würde. Dies gilt um so mehr, da in Anbetracht 

Behinderungen und des Lebensalters des Klägers eine zunehmende Gebrechlichkeit oder aus 

sonstigen Gründen vermehrte Abhängigkeit des Klägers von Betreuungsleistungen in naher 

Zukunft ernsthaft zu gewärtigen ist. Dem Kläger würde daher bei einem Umzug in eine der 

kleineren Gemeinden, auf die der Beklagte ihn verweist, mittelfristig ein weiterer Umzug, etwa 

in ein Seniorenheim, bevorstehen. Er müsste dann, weil eine solche Wohnform dort 

voraussichtlich nicht angeboten wird, in bereits vorgerücktem Alter und innerhalb relativ kurzer 

Zeit zwei Ortswechsel bewältigen. 

Die Maßnahmen, die für eine sinnvolle und möglichst Erfolg versprechende, auf  

sowie eine betreute Wohnform in Mülheim beschränkte Wohnungsuche erforderlich sind, hat der 

Kläger, teils mit Hilfe seiner Betreuerin, bereits ergriffen. Gerichtsbekannterweise werden in 

einer Gemeinde wie  die Mehrzahl der frei werdenden Mietwohnungen nicht über 

Kleinanzeigen in regionalen Anzeigenblättern, sondern über Mundpropaganda, soziale Kontakte, 

die Gemeindeverwaltung oder das gemeindliche Anzeigenblatt wieder vermietet. Unter diesen 

Umständen ist es dem Kläger und seiner Betreuerin zumutbar, mit den Bemühungen um eine 

neue Unterkunft in der bisherig praktizierten Form (Anzeigen im Gemeindeblatt, Kontakt zur 

Gemeinde, regelmäßige Nachfragen bei der Seniorenwohnanlage in Müllheim) fortzufahren, 

eventuell auch, diese in der Gemeinde durch persönliche Ansprache von Bekannten und 

geeigneten Multiplikatoren (z. B. Kirchengemeinden, Vereine) auszudehnen. Auch kann verlangt 

werden, dass die Betreuerin diese Bemühungen regelmäßig bei Antragstellung auf 

Weitergewährung der Grundsicherungsleistungen in kurzer Form darlegt. Nicht zurnutbar und 

eine Überspannung der Mietsenkungsobliegenheit des Klägers ist es dagegen, die regelmäßige 

Auswertung von regionalen Anzeigenblättern und deren Dokumentation auf dem vom Beklagten 

zur Verfügung gestellten Vordruck zu erwarten. Denn diese Bemühungen kann der Kläger 

persönlich nicht leisten, sie gehören nicht zu den Aufgaben seiner Betreuerin und der damit 

verbundene Aufwand stünde infolgedessen sowie in Anbetracht der nach den örtlichen 

Umständen sachgerechten sonstigen Bemühungen von Kläger und Betreuerin außer Verhältnis 

zu den vergleichsweise geringeren Erfolgsaussichten. 

Sozialrecht in Freiburg 
Entscheidungssammlung www.srif.de Seite 6



Seite 9 von 10 

Die Kostenentscheidung beruht auf§ 193 SGG. Sie trägt zum einen dem Umstand Rechnung, 

dass die Klage erfolglos blieb, der Beklagte aber andererseits durch die Formulierung 

überzogener Anforderungen an die Kostensenkungsobliegenheit des Klägers zur Beantragung 

der verfahrensgegenständlichen Eingliederungshilfeleistungen und zur Erhebung von 

Widerspruch und Klage Anlass gegeben hat. 
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Rechtsmittelbelehrung 

Dieses Urteil kann mit der Berufung angefochten werden. 

Die Berufung ist innerhalb eines Monats nach Zustellung des Urteils beim Landessozialgericht. 
Baden-Württemberg, Hauffstr. 5, 70190 Stuttgart - Postfach 10 29 44, 70025 Stuttgart -
schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle einzulegen. 

Die Berufungsfrist ist auch gewahrt, wenn die Berufung innerhalb der Monatsfrist bei dem 
Sozialgericht Freiburg, Habsburgerstr. 127, 79104 Freiburg, schriftlich oder zur Niederschrift 
des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle eingelegt wird. 

Die Berufungsschrift muss innerhalb der Monatsfrist bei einem der vorgenannten Gerichte 
eingehen. Sie soll das angefochtene Urteil bezeichnen, einen bestimmten Antrag enthalten und 
die zur Begründung der Berufung dienenden Tatsachen und Beweismittel angeben. 

gez. 
Bergmann 
Richter am Sozialgericht 

Der Berufungsschrift und allen folgenden Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen 
Beteiligten beigefügt werden. 
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